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Satzung 

über die Erhebung von Kostenerstattungen   

zur Satzung über die Abwasserbeseitigung  

der Gemeinde Nindorf 

 

Aufgrund der §§ 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Feb-

ruar 2003 (GVOBI. Schl.-Holst., S. 57) in der zuletzt geänderten Fassung vom 25. Mai 2021 

(GVOBI. Schl.-Holst., S. 566), der §§ 1 Abs. 1, 2, 6 Abs. 1 und 4; 8 Abs. 1 Satz 1 und Abs.6 und 

9a Abs. 1 Satz 1 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. 

Januar 2005 (GVOBI. Schl.-Holst., S. 27) in der zuletzt geänderten Fassung vom 25. Mai 2021 

(GVOBI. Schl.-Holst., S. 566), der §§ 1 Abs. 1 und 2 Satz 1 des Gesetzes zur Ausführung des 

Abwasserabgabengesetzes (AG-AbwG) vom 13. November 2019 (GVOBI. Schl.-Holst., S. 425) 

wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 07.03.2022 folgende Satzung 

erlassen: 

 

§1 

Anschlussbeiträge 

 

Die Erhebung von Anschlussbeiträgen zur Deckung des Aufwandes für die Herstellung, den Aus- 

und Umbau der Abwasseranlage ist bei Bedarf in einer gesonderten Satzung zu regeln. 

 

§2 

Öffentlich-rechtliche Kostenerstattung 

 

Die tatsächlichen Kosten für die Herstellung von Grundstücksanschlüssen und sonstiger damit 

verbundener Baumaßnahmen auf Antrag der Grundstückseigentümer sind der Gemeinde im Wege 

des öffentlich-rechtlichen Erstattungsanspruches zu erstatten. 

 

§3 

Erstattungspflichtiger 

 

Kostenerstattungspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der Zustellung des Bescheides 

Eigentümer des Grundstückes oder Inhaber des Gewerbebetriebes ist. Ist das Grundstück mit 

einem Erbbaurecht belastet, so ist der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers 

erstattungspflichtig. Mehrere Pflichtige haften als Gesamtschuldner, bei Wohnungs- und 

Teileigentümern sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem 

Miteigentümeranteil erstattungspflichtig. Der Erstattungsanspruch entsteht mit der betriebsfertigen 

Herstellung des Anschlusses. 
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§ 4 

Fälligkeit 

 

Die Kostenerstattung wird durch Bescheid festgesetzt und ist einen Monat nach Bekanntgabe des 

Bescheides fällig. Angemessene Vorauszahlungen können gefordert werden, sobald mit der 

Maßnahme begonnen wurde. 

Die Gemeinde kann in begründeten Fällen Stundung nach den Vorschriften der Abgabenordnung 

gewähren. 

 

§ 5 

Datenverarbeitung 

 

(1) Zur Ermittlung der Kostenerstattungspflichtigen und zur Festsetzung der Kostenerstattung im 

Rahmen der Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen 

personenbezogenen und grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen 

Vorkaufsrechts nach § 24 bis 28 BauGB und § 3 WoBauErIG der Gemeinde bekanntgeworden 

sind, sowie aus dem Grundbuchamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des 

Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Die Gemeinde darf sich diese Daten von den 

genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der 

Kostenerstattungserhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten. 

(2) Die Gemeinde bzw. das Amt Hohenwestedt-Land ist befugt, auf der Grundlage von Angaben 

der Pflichtigen und von nach Absatz 1 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Pflichtigen mit den 

für die Kostenerstattungserhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese 

Daten zum Zwecke der Erhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten. 

(3) Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag (§ 4 LDSG) ist die Weitergabe der 

Daten an Auftragnehmer keine Übermittlung an Dritte. Die datenverarbeitende Stelle 

(Gemeinde/Amt) bleibt verantwortlich. 

 

§ 6 

Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am 01.01.2019 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Kostenerstattungen zur Satzung über die 

Entwässerung der Grundstücke und den Anschluss an die Abwasseranlage der Gemeinde Nindorf 

vom 15.12.1998 außer Kraft. 

 

 

Nindorf, den 15.03.2022 

 

 

gez.    (L.S.) 

 

Jens Rohwer  

(Bürgermeister) 


